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EU-Kommissar Louis Michel
Chance für eine neue Weltordnung

Die unerträgliche Ironie der Finanzkrise besteht darin, dass gerade die Entwicklungsländer, die keine Verantwortung dafür tragen, die Folgen ausbaden müssen - wie Kurseinbrüche bei Rohstoffpreisen.

VON LOUIS MICHEL


[image: image5.png]


Louis Michel (Bild: rtr)



[image: image1.png]



[image: image2.png]



Mehr als 2000 Milliarden Euro haben die Industrieländer in den letzten Wochen aufgebracht, um den globalen Flächenbrand im Finanzsektor einzudämmen und das internationale Finanzsystem zu retten. Zugleich tun sich dieselben Länder schwer damit, 100 Milliarden Euro Entwicklungshilfe im Jahr aufzubringen, um bittere Armut zu bekämpfen und Menschenleben zu retten. 


Zehn Prozent der Bevölkerung besitzen 80 Prozent des weltweiten Vermögens, während auf die ärmste Hälfte der Menschheit gerade ein bis zwei Prozent entfallen.

Die unerträgliche Ironie der Finanzkrise besteht darin, dass gerade die Entwicklungsländer, die keine Verantwortung dafür tragen, die Folgen ausbaden müssen - wie Kurseinbrüche bei Rohstoffpreisen. Auch wenn das Wirtschaftswachstum Afrikas den Prognosen zufolge 2009 bei vier bis fünf Prozent liegen dürfte, würde es damit gegenüber dem Vorjahr zwei Prozent einbüßen. 
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Finanzkrise

Nach dem Turbokapitalismus: In unserer Debatte kommentieren Prominente aus Politik, Wirtschaft und Kultur die Finanzkrise. Alle Folgen in unserem Spezial.

Der Autor: Louis Michel ist EU-Kommissar für Entwicklung und humanitäre Hilfe. 

Jeder verlorene Prozentpunkt ist ein Rückschritt bei der Bekämpfung der Armut und eine humanitäre Katastrophe. Die düsteren Aussichten zeichnen sich für die armen Länder zu einem Zeitpunkt ab, zu dem sie bereits einen Großteil ihrer öffentlichen Finanzen ausgeschöpft haben, weil sie durch den seit einem Jahr andauernden Anstieg der Öl- und Nahrungsmittelpreise doppelt betroffen sind. Der unbedingte Überlebenswille der Bevölkerung der armen Länder lehren uns in beeindruckender Weise, den Mut nicht sinken zu lassen.

Gleichwohl soll dies nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Not oft den Nährboden für Verzweiflung und Gewalt bietet. Die Hungeraufstände, die zu Jahresanfang in vielen Ländern ausgebrochen sind, sollten uns eine ernste Warnung sein. Und gilt dies nicht erst recht für die Entschlossenheit der illegalen Migranten, die in grenzenloser Verzweiflung ihr Leben für das rettende Ufer Europas aufs Spiel setzen, weil sie rein gar nichts mehr zu verlieren haben?

Natürlich müssen die Entwicklungsländer selbst ihren Beitrag zur Entwicklung leisten - durch verantwortungsvolle Staatsführung und ausreichende Transparenz bei der Verwaltung öffentlicher Mittel. Gleichwohl dürfen die Industrieländer jetzt weniger denn je vor ihrer Verantwortung kneifen. Von dieser Seite ist jedoch gegenwärtig nichts Ermutigendes zu vernehmen. 

Symptomatisch ist das Geziere der 27 EU-Mitgliedstaaten, mit der sie die Annahme eines Kommissions-Vorschlags hinauszögern. Dieser sieht die Einrichtung einer Kreditlinie in Höhe von einer Milliarde vor, um die Ernährungssicherheit in den Entwicklungsländern zu stärken. Dies ist nur schwer verständlich in Anbetracht der knappen Milliarde Menschen, die weltweit an Hunger leiden und deren Zahl im letzten Jahr um fast 100 Millionen zugenommen hat.

Die derzeitige Krise muss als Chance zur Einrichtung einer neuen Weltordnung genutzt werden, die den Herausforderungen im Bereich Entwicklung gewachsen ist.

Ein leuchtendes Fanal für ein solches Umdenken könnte vom anstehenden Weltgipfel zur Finanzkrise gesetzt werden, indem die Entwicklungsländer durch angemessene Repräsentanz und Aufgabenverteilung umfassend an der Reform der internationalen Finanzarchitektur beteiligt werden.

Wenn es darum geht, eine neue Weltordnung auf die Beine zu stellen, sollten auch innovative Finanzierungsquellen für Entwicklung erörtert werden. So sollte die Einführung einer internationalen Steuer auf Spekulationsgeschäfte (Tobin-Steuer) neu überdacht werden, deren Einnahmen der Entwicklungsfinanzierung zufließen sollten. Damit würde man sich wieder auf den Anspruch rückbesinnen, dass Kapital verpflichtet.

Als weitere Maßnahme auf internationaler Ebene könnte die Einführung von Vorschriften und steuerlichen Anreizen für Kapitalinvestitionen in "Social-business-Unternehmen erwogen werden. Diese können - wie die Erfahrungen mit Mikrokrediten gezeigt haben - einen wirksamen Beitrag zur Armutsbekämpfung leisten.

Kurz gesagt, geht es jetzt darum, die Globalisierung mit neuem Sinn zu erfüllen, um den Kapitalismus wieder zum Geburtshelfer der Freiheit und der Emanzipation zu machen und auf Dauer Wohlstand für alle zu sichern. Im 21. Jahrhundert bedarf es dazu einer effizienteren Zügelung des Marktes im Rahmen einer gerechten Weltordnung. Die einmalige Chance dafür bietet sich jetzt. Wir dürfen sie nicht verpassen.
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